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Chronique générale

Eléments du système politique

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Anfang November legte der Bundesrat seine Botschaft zur Revision des
Vernehmlassungsgesetzes vor und beantragte gleichzeitig die Abschreibung der drei
oben erwähnten Postulate. Die Änderung sieht drei Schwerpunkte vor: (1) Zwischen
Anhörung und Vernehmlassung wird begrifflich nicht mehr unterschieden, wobei
Vernehmlassungen in der Regel vom Bundesrat und nur bei untergeordneter Tragweite
von einem Departement eröffnet werden. (2) Das Ergebnis jeder Vernehmlassung soll
zur Erhöhung der Transparenz zwingend in einem Bericht festgehalten werden. (3) Die
gesetzlich verankerte Vernehmlassungsfrist von drei Monaten soll beibehalten,
Verlängerungen aufgrund von Ferien und Feiertagen aber besser geregelt werden. Eine
Fristverkürzung bei Dringlichkeit muss im Begleitschreiben neu sachlich begründet
werden. Die Räte nahmen die Diskussion des Entwurfs im Berichtjahr noch nicht vor.
2014 wird sich der Ständerat als Erstrat mit der Botschaft auseinandersetzen. 1

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.11.2013
MARC BÜHLMANN

2014 beugten sich die Räte über die Revision des Vernehmlassungsgesetzes. Die
punktuellen Veränderungen gingen auf Empfehlungen der GPK-NR zurück. Konkret soll
neu auf die Unterscheidung zwischen Vernehmlassung und Anhörung verzichtet
werden. Eine Vernehmlassung wird in Zukunft vom Bundesrat eröffnet; einzig bei
unwichtigen Vorhaben kann auch ein Departement oder die Bundeskanzlei ein
Verfahren anstossen. Damit soll sichergestellt werden, dass für alle
Vernehmlassungsverfahren die gleichen Regeln gelten. Zudem sollen neu alle
Ergebnisse einer Vernehmlassung transparent in einem Bericht aufgearbeitet werden.
Die bis anhin geltende Mindestfrist von drei Monaten kann im Falle von Ferien- und
Feiertagen oder je nach Umfang der Vorlage verlängert werden. Wird diese Frist
gekürzt, so braucht dies neu eine schriftliche Begründung, die an die
Vernehmlassungsteilnehmer zu richten ist. 
Im Ständerat, der sich als Erstrat der Revision annahm, war Eintreten unbestritten. Die
SPK der kleinen Kammer wollte jedoch den Kreis an möglichen Akteuren, die eine
Vernehmlassung anstossen können, erweitern. Neben dem Bundesrat, den
Departementen und der Bundeskanzlei sollte auch parlamentarischen Kommissionen
sowie zentralen und dezentralen Einheiten der Bundesverwaltung die Befugnis erteilt
werden. Zudem regte die SPK einige sprachliche Präzisierungen an. So sollten nicht
einfach nur die Kantone, sondern explizit die Kantonsregierungen zu Stellungnahmen
eingeladen werden. Schliesslich sollte eine Fristverkürzung lediglich „ausnahmsweise“
möglich sein. Der Ständerat hiess die Revision mit diesen Änderungen mit 40 zu 0
Stimmen gut. 
Auch im Nationalrat wurde Eintreten ohne Gegenantrag beschlossen. Die SVP wehrte
sich vergeblich gegen die Erweiterung des Kreises an Akteuren, die ein
Vernehmlassungsverfahren eröffnen können. Das Argument, dass eine solche
Erweiterung eine Flut an Vernehmlassungen bewirke, verfing nur in der eigenen
Fraktion. Auch für die Forderung, Vernehmlassungsverfahren auch für
Verhandlungsmandate für völkerrechtliche Verträge vorzuschalten, fand die SVP keine
Unterstützung. Die grosse Kammer schuf dann allerdings doch eine Differenz zum
Ständerat, indem sie vorschlug, Artikel 3a zu streichen, der einen Katalog von
Ausnahmemöglichkeiten aufzählte, bei denen auf ein Vernehmlassungsverfahren
verzichtet werden kann. Sowohl dieser Punkt als auch die gesamte Revision wurden
einstimmig gutgeheissen. Gleichzeitig wurden drei Postulate abgeschrieben. 
Der Ständerat folgte dem Nationalrat in der Herbstsession teilweise, indem er nur Teile,
aber nicht den gesamten Katalog gestrichen haben wollte. Keine Ausnahmeregel soll es
geben, wenn ein Erlass oder die Ratifizierung eines völkerrechtlichen Vertrages keinen
Aufschub duldet. In diesem Fall soll die Vernehmlassung gekürzt, aber nicht ganz
weggelassen werden können. Auch bei neuen internationalen Verträgen, die gegenüber
anderen Verträgen keine wesentlichen neuen Elemente enthalten, soll es nach wie vor
eine Vernehmlassung geben. Bei den anderen Punkten zeigte sich der Ständerat aber
einverstanden mit der Idee, dass es Ausnahmen geben kann und nicht immer
Vernehmlassungen durchgeführt werden müssen. 
Weil der Ständerat der grossen Kammer mindestens teilweise entgegengekommen war,
lenkte auch der Nationalrat ein und übernahm die Vorschläge der Kantonsvertreter. Bei
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der Schlussabstimmung Ende der Herbstsession nahmen beide Kammern das neue
Vernehmlassungsgesetz einstimmig an. 2

1) BRG 13.088: BBl, 2013, S. 8875 (Botschaft und Entwurf); Medienmitteilung BR vom 6.11.13; Abgeschrieben: Po. 12.3649, Po.
12.3650 und Po. 12.3651; NZZ, 10.4. und 5.11.13; BaZ und NZZ, 7.11.13.
2) AB NR, 2014, S. 1513 ff.; AB NR, 2014, S. 1867; AB NR, 2014, S. 780 ff.; AB SR, 2014, S. 2 ff.; AB SR, 2014, S. 742 f.; AB SR,
2014, S. 982; BBl. 2013, S. 8875 ff. ; BRG 13.088 Abstimmung-NR; BRG 13.088 Abstimmung-SR; abgeschriebene Postulate:
12.3649, 12.3650 und 12.3651

ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE


